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Beschlußempfehiung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft (9. Ausschuß) 


zu der Verordnung der Bundesregierung 
— Drucksache 10/813 — 


Aufhebbare Fünfundfünfzigste Verordnung zur Änderung der Außenwirt- 
schaftsverordnung 


A. Problem 

Anpassung des nationalen Rechts an neue Normen im EG- 
Recht; Erleichterungen des Außenwirtschaftsverkehrs; Ver- 
stärkung des Datenschutzes. 


B. Lösung 

Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 

Einmütigkeit im Ausschuß 



Drucksache 10/1046 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Aufhebung der Verordnung — Drucksache 10/813 — nicht zu verlangen. 

Bonn, den 22. Februar 1984 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Dr. Mitzscherling 

Vorsitzender Berichterstatter 


Bericht des Abgeordneten Dr. Mitzscherling 


Die Verordnung, die bereits in Kraft getreten ist, 
wurde vom Präsidenten des Deutschen Bundesta- 
ges am 11. Januar 1984 an den Ausschuß für Wirt- 
schaft zur Beratung überwiesen. Es handelt sich um 
eine sog. Nachlauf-Verordnung, bei der der Deut- 
sche Bundestag nach §27 Abs. 2 des Außenwirt- 
schaftsgesetzes die Aufhebung innerhalb einer 
Frist von vier Monaten nach Verkündung verlangen 
kann. Der Ausschuß für Wirtschaft hat die Verord- 
nung in seiner 13. Sitzung am 22. Februar 1984 bera- 
ten. 

Zum Inhalt der Verordnung 

Durch die vorliegende Verordnung wird die Außen- 
wirtschaftsverordnung an die neuen und verbindli- 
chen Regelungen der EWG für die Sammelzollver- 
fahren sowie das Verfahren für den passiven Ver- 
edelungsverkehr mit bestimmten Textil- und Be- 
kleidungserzeugnissen angepaßt (vgl. Artikel 1 Nr. 4 
bis 6). 

Einzelfälle aus der Praxis des Außenhandels haben 
Anstoß zu einigen Verfahrenserleichterungen und 
Ausnahmen vom Genehmigungserfordernis gege- 
ben (vgl. Artikel 1 Nr. 2, 3 und 7). 


Bei den Meldungen im Zahlungsverkehr wird dem 
Gesichtspunkt des Datenschutzes stärker Rech- 
nung getragen. 

Auswirkungen der Verordnung auf Einzelpreise 
und Preisniveau, insbesondere das Verbraucher- 
preisniveau sind nicht zu erwarten. Die durch die 
Änderung des EWG-Rechts veranlaßten Vorschrif- 
ten sind preisneutral; insbesondere führen die 
neuen Vorschriften über den passiven Veredelungs- 
verkehr (Artikel 1 Nr. 6) keine Genehmigungs- 
pflicht ein, sondern setzen eine solche auf Grund 
anderer EG-Rechtsakte voraus. Die Erleichterun- 
gen führen bei den Begünstigten und bei der Au- 
ßenwirtschaftsverwaltung zu einer gewissen Ko- 
stenersparnis, die jedoch nicht beziffert werden 
kann und wegen ihrer relativen Geringfügigkeit 
keinen Einfluß auf die Preisgestaltung hat. 

Der Ausschuß für Wirtschaft stimmt den vorge- 
schlagenen Maßnahmen einstimmig zu. 

Namens des Ausschusses für Wirtschaft bitte ich 
das Hohe Haus, von dem dem Deutschen Bundes- 
tag zustehenden Aufhebungsverlangen keinen Ge- 
brauch zu machen. 


Bonn, 22. Februar 1984 

Dr. Mitzscherling 

Berichterstatter 
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